
Beschluss des Landeshauptausschusses am 8. November 2003, Schwäbisch Hall

Demographische Entwicklung – eine Herausforderung für alle
Präambel

Der Altersaufbau unserer Gesellschaft verändert sich rasant

Die demografischen Eckdaten in Baden-Württemberg haben sich in den vergangenen drei Jahrzehnten stark verändert:

Zwischen 1970 und 2002 ist die Bevölkerung von 8,9 Millionen auf 10,6 Millionen gestiegen. Dabei stieg die Altersgruppe der 20- bis 65-Jährigen um 1,4 Millionen auf nunmehr 6,5 Millionen und die Altersgruppe der über 65-Jährigen um 600.000 auf 1,7 Millionen. Im gleichen Zeitraum ist die Zahl der jungen Menschen bis 20 Jahren um 500.000 auf 2,3 Millionen gefallen. 

Zum Jahresende 2000 haben in Baden-Württemberg erstmals mehr ältere Menschen über 60 Jahren als Menschen bis 20 Jahren gelebt. Ursächlich für diese Entwicklungen sind neben einer starken Zuwanderung die erfreulicherweise gestiegene Lebenserwartung und die stark rückläufigen Geburtenraten. Bei diesen nimmt Deutschland im europäischen und internationalen Vergleich einen der hintersten Ränge ein.

Auch die Erwerbstätigkeit der Älteren hat sich in den letzten Jahrzehnten wesentlich verändert:

Zu Beginn der siebziger Jahre standen bundesweit noch drei Viertel der Männer und etwa ein Fünftel der Frauen im Alter von 60 bis 65 Jahren im Erwerbsleben. 

Im Jahr 2000 dagegen waren nur 28 Prozent der Männer und etwa 12 Prozent der Frauen in dieser Altersgruppe noch erwerbstätig. Die Erwerbsquote dieser Altersgruppe betrug im Jahr 2000 insgesamt rund 22 Prozent (Westdeutschland: 24 Prozent, Ostdeutschland: 15 Prozent). 

Das Statistische Landesamt hat auf der Basis der IST-Zahlen 2001 die künftige Bevölkerungsentwicklung geschätzt. In unterschiedlichen Zuwanderungsszenarien geht das Statistische Landesamt davon aus, dass die Bevölkerung in Baden-Württemberg bei positiven Wanderungssalden bis weit in die zwanziger Jahre dieses Jahrhunderts oder noch länger auf bis zu 11,5 Millionen ansteigen wird, während ohne Zuwanderung bis 2050 ein drastischer Bevölkerungsrückgang auf 8,2 Millionen zu erwarten wäre.

Es ist ein Bündel von Maßnahmen auf allen gesellschaftlichen und politischen Ebenen zwingend erforderlich, um den demografischen Wandel bewältigen zu können.

Der Landeshauptausschuss möge deshalb beschließen:

Die FDP-Bundestagsfraktion und die FDP-Landtagsfraktion und die kommunalen Mandatsträger der FDP werden aufgefordert, die gesetzlichen Rahmenbedingungen in folgenden Handlungsfeldern zu verbessern.
1. Familienfreundliche Steuerpolitik

Liberale Familienpolitik respektiert unterschiedliche Lebensentwürfe auch hinsichtlich der Entscheidung für oder gegen Kinder und Familie. Sie sorgt jedoch dafür, Hemmnisse und Nachteile für diejenigen zu beseitigen, die sich für Kinder entscheiden: 

Es kann nicht sein, dass mit der Zahl der Kinder das Armutsrisiko in unserer Gesellschaft steigt und das Wohlstandsgefälle zwischen Familienhaushalten mit Kindern und Haushalten ohne Kinder weiter zunimmt. 

Zu einer familienfreundlichen liberalen Steuerpolitik gehört, dass das Existenzminimum steuerfrei bleibt und dass unter den Gegebenheiten des geltenden Steuerrechts das Ehegattensplitting durch ein so genanntes Familiensplitting ersetzt wird. Zur Freistellung des Existenzminimums will die FDP einen einheitlichen steuerlichen Grundfreibetrag in Höhe von 7.500 € für jeden Bürger, also auch für jedes Kind. Mit dem Familiensplitting will die FDP eine weitere steuerliche Entlastung für Familien erreichen und dazu beitragen, dass die auch aus volkswirtschaftlichen Gründen elementar wichtigen Leistungen von Müttern und Vätern endlich angemessen honoriert werden.

Der besonderen Belastung von Familien einschließlich der Alleinerziehenden wird durch diese deutliche Erhöhung des Freibetrags für Kinder Rechnung getragen. Das direkt ausgezahlte Kindergeld bleibt für diejenigen erhalten, deren Einkommen unterhalb der Steuerfreibeträge liegt und wird entsprechend angepasst. 

2. Soziale Absicherung der Familien

Es sind dringend Reformen der Sozialversicherung, die heute auf den umlagefinanzierten Systemen für Rente, Krankheit und Pflege beruht, erforderlich, um eine faire Lastenverteilung zwischen den Generationen wiederherzustellen. 

Unser Ziel ist es, die sozialen Sicherungssysteme zukunftsfest zu machen, durch Transparenz und Vereinfachung für mehr Gerechtigkeit zu sorgen und die Beitragslast dauerhaft auf deutlich unter 40% zu senken.

Die Weiterentwicklung der sozialen Sicherungssysteme soll sich an dem Grundsatz orientieren:

Versicherungspflicht statt Pflichtversicherung. Es soll der freien und individuellen Entscheidung einer jeden Bürgerin und eines jeden Bürgers überlassen sein, wie und wo diese Versicherungspflicht für die großen Risiken nachgekommen wird. 

Die sozialen Sicherungssysteme sind schrittweise vom Beschäftigungsverhältnis zu lösen. Unser Leitbild orientiert sich an der Vorstellung von der „mündigen Bürgerin“ bzw. dem „mündigen Bürger“.

Für eine leistungsfähige und bezahlbare Gesundheitsversorgung

Der Erhalt der Gesundheit und eine gute Versorgung im Krankheitsfall sind zentrale Anliegen der Menschen in unserem Land. Der Staat muss deshalb Rahmenbedingungen schaffen, die es den Menschen unabhängig von ihrem Einkommen oder einer eventuellen Behinderung oder Vorerkrankung ermöglichen, das Krankheitsrisiko und seine Folgen abzusichern. 

Ein freiheitliches Gesundheitswesen ohne übermäßige Bürokratie und Reglementierung bietet hierfür die besten Voraussetzungen. 

Dazu zählt u. a.:

· Solidarische Finanzierung existenziell bedrohlicher Gesundheitsrisiken

· Wahlfreiheit der Versicherten bei der Ausgestaltung ihres Versicherungsschutzes

· Prävention stärken

· Fairer Wettbewerb im Gesundheitswesen

· Festschreibung des Arbeitgeberanteils ‑ Entkoppelung von KV​-Beiträgen und    Lohnzusatzkosten durch einkommensteuerneutrale Auszahlung des Arbeitsgeberanteils als Bestandteil des Lohns

· Garantie der freien Arzt‑ und Therapeutenwahl

· Umstieg vom Sachleistungs‑ zum Kostenerstattungsprinzip

· Erhalt eines gegliederten Systems mit Wettbewerb zwischen GKV und PKV ‑eine Einheitszwangsversicherung (Bürgerversicherung) darf es nicht geben

· Weniger Bürokratie ‑ mehr Transparenz ‑ mehr Qualität

· Risikostrukturausgleich schrittweise abbauen

· Mehr Chancengleichheit für alternative Heil‑ und Behandlungsmethoden

· Reduzierter Mehrwertsteuersatz auf Arzneimittel

· Versicherungsfremde Leistungen Steuer finanzieren

· Aufbau einer kapitalgedeckten Säule privater Absicherung

· Reform der Krankenhausfinanzierung

Rentenversicherung

Die heutigen Probleme der gesetzlichen Rentenversicherung sind durch die letzten Reformen in keiner Weise gelöst worden; das Kernproblem ist geblieben: das in Schieflage geratene Verhältnis zwischen Lebensarbeitszeit und Rentenbezugszeit. Die längere Lebensarbeitszeit wird im wesentlichen durch zwei Maßnahmen erreicht:

1. Früheres Erreichen eines ersten Bildungs‑ und Ausbildungsabschlusses und damit eine Senkung des Berufseintrittsalters, was im übrigen unseren jungen Menschen im europäischen und internationalen Wettbewerb um Arbeitsplätze zu Gute kommt. 

2. Das durchschnittliche Rentenzugangsalter muss wieder an das gesetzliche Rentenzugangsalter angenähert werden. Der Trend zur Frühverrentung und zur Herausdrängung Älterer aus dem Berufsleben war ein Irrweg, den beschäftigungspolitisch erfolgreichere Staaten zu recht nicht beschritten haben.

3. Langfristig ist mehr Flexibilität gefragt: Die Rentenanwartschaft soll in erster Linie abhängig von der Dauer und der Höhe der Beitragszahlung sein. Dies setzt eine Lockerung des gesetzlichen Renteneintrittsalters voraus.

Im Ergebnis wird die Alterssicherung der Zukunft eine neue Statik haben. Sie setzt sich zusammen aus:

· Umlagefinanzierter Basisversicherung, deren Höhe durch einen demographischen Faktor allmählich und vorhersehbar vom derzeitigen Niveau abgesenkt wird.

· Ausbau der betrieblichen Altersvorsorge einschließlich des Anspruchs, diese bei Jobwechsel mit zunehmen.

· Private Vorsorge, die in der Ansparphase steuerfrei zu stellen ist ‑ bürokratische Regelungen, die die Entscheidungsfreiheit zwischen den unterschiedlichen Möglichkeiten privater Vorsorge hemmen, sind abzubauen.

Pflegeversicherung

Langfristig wird aufgrund der demografischen Entwicklung die Anzahl der Pflegebe​dürftigen (alte, hochbetagte und/oder behinderte Menschen) und auch der De​menzkranken deutlich steigen. Die Einnahmen werden damit nicht Schritt halten können. Der so entstehende Kostendruck darf jedoch nicht zu einer Erhöhung der Pflichtbeiträge führen. Die Pflege-versicherung muss deshalb im Hinblick auf Zielge​nauigkeit, Effizienz und Organisation und auch im Hinblick auf die Folgerungen aus dem Bundesverfassungsgerichtsurteil zur Entlastung der Familien auf den Prüfstand gestellt werden.

Auf jeden Fall ist auch in der Pflegeversicherung der Einstieg in die Kapitaldeckung notwendig.

Bürgergeld

Mit dem Bürgergeld wird die Umverteilungsmaschinerie beendet, die den Bürgern auf der einen Seite das Geld aus der Tasche zieht, auf der anderen Seite gemindert um die nicht unerheblichen Umverteilungskosten in die andere Tasche zurückgibt.

Darüber hinaus setzt es Anreize, sich aus der Abhängigkeit von Transferleistungen zu lösen. Damit wird dem Gegenleistungsprinzip wieder Geltung verschafft:

Wenn jemand gesund und arbeitsfähig ist und keine Kinder oder pflegebedürftigen Angehörigen zu versorgen hat, dann ist es ihm zuzumuten, dass er für das, was er erhält, auch eine Gegenleistung erbringt.

3. Ausbildung und Studium

Eine gute Ausbildung und darauf aufbauende berufliche Perspektiven ihrer Kinder haben für Eltern hohe Priorität. Deshalb ist es unerlässlich, dass den Jugendlichen ein ausreichendes Ausbildungsangebot zur Verfügung gestellt wird. Dies gilt für durchschnittlich begabte genauso wie für hochbegabte, praktisch begabte oder behinderte Jugendliche gleichermaßen.

Studiengebühren sind als „Generationenvertrag der Akademiker“ auszugestalten: 

Um einen sozialen Numerus Clausus zu vermeiden, soll erst nach dem Studium und dem Eintritt in das Erwerbsleben ein Refinanzierungsbeitrag erhoben werden, seine Höhe soll grundsätzlich auf die Dauer des Studiums bezogen sein, so dass ein Anreiz für einen schnellen Studienabschluss gesetzt wird.

Die Höhe der Studiengebühren wird von der jeweiligen Hochschule für jedes Studienfach autonom festgelegt und darf den Betrag von 1.000 € je Semester nicht überschreiten. Die Gebühren kommen der Hochschule unmittelbar zu Gute und nicht dem Land. Die öffentlichen Zuweisungen an die Hochschulen werden festgeschrieben, um sicher zu stellen, dass die durch die Gebühren erzielten Einnahmen auch tatsächlich zu einer Verbesserung der Finanzsituation der Hochschulen führen.

4. Gesteuerte Zuwanderung

Die Öffnung des deutschen Arbeitsmarktes für qualifizierte Arbeitskräfte aus dem Ausland ist ein wichtiger Beitrag zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland.

Es zeichnet sich bereits heute ab, dass spätestens mit einem erneuten Anziehen der Konjunktur die Unternehmen in Baden‑Württemberg ihren steigenden Bedarf an qualifizierten Arbeitskräften auf dem deutschen Arbeitsmarkt nicht ohne Weiteres decken können.

Deutschland braucht eine modernisierte Zuwanderungsregelung, um für die Zeiten der großen demografischen Herausforderungen nach 2010 gerüstet zu sein. Zuwanderungen aus anderen Bundesländern oder aus der EU werden die Zuwanderung aus Nicht‑EU‑Staaten nicht gänzlich überflüssig machen. Die Zuwanderungspolitik muss sowohl die ökonomischen Interessen als auch die humanitären Verpflichtungen Deutschlands berücksichtigen. Die Belastbarkeit des Arbeitsmarktes und die Nachfrage an Fachkräften einzelner Branchen muss dabei berücksichtigt werden.

Die Landtagsfraktion wird aufgefordert folgende Initiative einzubringen:

5. Dem Landtag ist jeweils zur Mitte der Legislatur eine Generationenbilanz vorzulegen:

In ihr müssen auf der Habenseite Leistungen wie Bildung, Infrastruktur und soziale Sicherheit, auf der Sollseite Belastungen wie Staatsverschuldung, Pensionslasten und Generationenverträge ausgewiesen werden.

Es ist zu prüfen, in wieweit diese Aufgabe der Landesstiftung übertragen werden kann.

6. Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist ein Baustein, um langfristig die demografische Entwicklung einer zunehmend alternden Gesellschaft, wo nicht umzukehren, so doch abzumildern. 

Bisherige Nachteile, die in der Erwerbsbiographie von Müttern oder Vätern durch Erziehungszeiten entstehen, sind entsprechend dem Bundesverfassungsgerichtsurteil vorzugsweise durch eine reduzierte Beitragshöhe auszugleichen:

Wer seinen Beitrag zur Stabilisierung z.B. der Pflegeversicherung durch Kindererziehung leistet, muss gegenüber denjenigen, die diesen unverzichtbaren Beitrag nicht leisten, gerade in der Zeit finanziell entlastet werden, in der unbestreitbar höhere Aufwendungen für die Kindererziehung anfallen.

Politik und Wirtschaft müssen gemeinsam für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Väter und Mütter sorgen.

Ausbildungs- und familienpolitischen Gründen brauchen wir mehr Ganztagesschulen auf freiwilliger Basis für Schüler. Dabei müssen Angebote für Grundschüler Vorrang haben. Insbesondere für Kinder aus Familien mit Sprachproblem und von berufstätigen Eltern müssen Möglichkeiten der Hausaufgabenbetreuung beziehungsweise Sport und sonstiger Aktivitäten am Nachmittag geschaffen werden.

Angesichts der demographischen Entwicklung droht ein Mangel an Arbeitskräften (in Dienst-leistungsberufen wie der Pflege ist er schon Realität), auch wenn wir uns das bei der derzeitigen Arbeitslosenquote schwer vorstellen können. Mit hohem finanziellen Aufwand gut ausgebildete Berufsanfängerinnen und Berufsanfänger können nicht dauerhaft dem Arbeitsmarkt entzogen werden. 

Ziel muss es sein, Kinder und Beruf miteinander vereinbar zu machen – und zwar für Mütter und Väter ganz im Sinne von Gender Mainstreaming, der Chancengleichheit von Frauen und Männern auf allen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Ebenen.

Flexiblere Arbeitsbedingungen (Teilzeit ohne gesetzlichen Zwang) können dazu beitragen, Müttern und hoffentlich zunehmend auch Vätern zu ermöglichen, längerfristige Pausen in ihrer Berufstätigkeit zu vermeiden, da diese zwangsläufig zu einem Karriereknick führen.

Zentrale Bedeutung hat hierbei die Bereitstellung eines umfassenden, vielfältigen und qualitativen Betreuungsangebots für den gesamten Altersbereich von Kindern bis 12 Jahre. Insbesondere sind Defizite in der Betreuung von Kleinkinder unter drei Jahren, in den Ferienzeiten sowie bei den schulischen Ganztagesangeboten offenkundig und müssen beseitigt werden.

Moderne IUK‑Techniken können zunehmend dazu genutzt werden, Telearbeitsplätze einzurichten, selbstverständlich mit teilweiser Präsenz im Betrieb, um möglichen Isolations‑ und Desintegrationstendenzen gegenzusteuern.

Die Bedeutung sozialer Kompetenzen, welche in aller Regel in der Familie erworben werden, wird zunehmend als Vorteil für Betriebe erkennbar, ohne natürlich die fachliche Kompetenz außen vor zu lassen.

Land und Kommunen sind in der Pflicht, ein umfassendes, vielfältiges und qualitativ hochwertiges Betreuungsangebot für Kinder zu gewährleisten und auszubauen.

Wenn wir langfristig erreichen wollen, dass wieder mehr junge Menschen ihren zweifellos vorhandenen Wunsch nach Kindern realisieren, so dürfen wir sie nicht vor die Frage stellen: Kinder oder Beruf, sondern müssen ihnen Kinder und Beruf ermöglichen. Im internationalen Vergleich weisen die Länder höhere Geburtenquoten auf, die ein umfassendes Betreuungsangebot zur Verfügung stellen. Der alte, teilweise ideologisch begründete Gegensatz zwischen Erziehung in der Familie oder in einer Betreuungseinrichtung ist im Grunde genommen obsolet.

Mit dem 2004 in Kraft tretenden Kindergartengesetz haben wir im Land die Voraussetzung dafür geschaffen, die Betreuungsangebote über den Bereich der 3‑6 Jährigen hinaus qualitativ und quantitativ weiterzuentwickeln. Hierbei kommt den Kommunen die entscheidende Rolle zu: Land, Kommunen und Freie Träger haben sich auf folgende Leitlinien verpflichtet:

· Das jährlich zur Verfügung stehende Fördervolumen von knapp 400 Mio. Euro ist dauerhaft garantiert, bei statistisch prognostizierter Abnahme der Zahl von Kindergartenkindern, darf dies nicht zur Entlastung des Haushalts herangezogen werden, vielmehr muss das Geld dazu verwendet werden, Betreuungsangebote insbesondere für Kinder unter 3 Jahren auszubauen.

· Dabei ist dem Prinzip der Subsidiarität und dem Wunsch‑ und Wahlrecht der Eltern Rechnung zu tragen. Wir setzen also nicht so sehr auf den Staat, sondern auf die Eigeninitiative der Eltern und der Freien Träger.

· Die Einrichtung von Betriebskindergärten wird erleichtert, was bei großen Firmen schon heute teilweise angeboten wird, kann künftig auch von kleinen und mittleren Firmen durch Kooperationen leichter realisiert werden.

· Die sehr flexible Form der Betreuung durch Tagesmütter hat für uns hohen Stellenwert: Besonders flexibel und vergleichbar der Erziehung in der Familie ist hierbei die Vereinbarkeit von Familie und Beruf für beide Seiten zu verwirklichen. Nachdem das Land zusätzliche Fördermittel zur Verfügung stellt, sind die Kommunen gefordert, die Arbeit der Tageselternvereine nachhaltig zu unterstützen.

Auch bei der Kinderbetreuung setzen wir auf den Umstieg von der Objekt‑ zur Subjektförderung. Praktische Beispiele wie die „Kita‑Card“ sollen auf kommunaler Ebene verstärkt umgesetzt werden.

7. Kinder‑ und altenfreundliche Kommunen

Die demographische Veränderung erfordert bei den Kommunen Konzepte im sozialen, gesundheitlichen, infrastrukturellen und Freizeitbereich die insbesondere auf die Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen sowie ältere Bürgerinnen und Bürger zugeschnitten sind. Dabei spielt die Tatsache, dass der Anteil von Menschen mit Behinderung größer wird, eine wichtige Rolle hinsichtlich eines umfassenden Verständnisses von Barrierefreiheit.

Für Kinder und Jugendliche:

· Die freie Entfaltung von Kindern und Jugendlichen soll nach deren Neigungen und Möglichkeiten gefördert und unterstützt, nicht aber durch staatliche und sonstige Regeln gehemmt werden.

· Kinder und Jugendliche brauchen zeitgemäße Entwicklungsangebote in ihrer Kommune durch Grünflächen, Spiel‑ und Bolzplätze, Jugendhäuser und Einrichtungen in Vereinen.

· Kinder und Jugendliche brauchen Hilfe, wo Familien aus verschiedenen Gründen keinen ausreichenden Halt mehr vermitteln. Schule und Jugendhilfe müssen hier frühzeitig und umfassend zusammenarbeiten.

· Kinder und Jugendliche brauchen besondere Unterstützung, wenn es um Behinderungen geht. Die Kommunen sollten alle öffentlichen Einrichtungen, auch den ÖPNV behindertengerecht zugänglich machen. Bei der Unterstützung von Behinderten müssen die Kommunen, Schulen, Kindergärten, Vereine und Behindertenorganisationen eng zusammenarbeiten.

· Für Jugendliche, die sich in den Kommunen politisch engagieren wollen, sollte die Bildung von Jugendgemeinderäten und deren aktive Arbeit unterstützt werden.

· Jugendliche haben Anspruch auf einen Ausbildungsplatz. Wesentliche Voraussetzungen ist vor Ort die unterstützende Begleitung des Mittelstandes, der besonders in Handwerk, Gewerbe, Dienstleistung und Handel Ausbildungsplätze bereitstellt.

Für ältere Bürgerinnen und Bürger:

· Verstärkte Mitwirkung von Seniorenvertretungen in der Kommune (Kreis-, Stadt-, Ortsseniorenräte). Hier sollen ältere Bürgerinnen und Bürger, die sich politisch und ehrenamtlich engagieren wollen, ihre Wünsche und Vorstellungen gegenüber den Rathäusern - nicht nur zur Seniorenpolitik - der Allgemeinheit und den politisch arbeitenden Parteien vertreten.

· Neue Formen des Zusammenwirkens und Zusammenlebens der Generationen unter dem Prinzip der gegenseitigen Verständigung und Rücksichtnahme.

· Schaffung wohnortnaher Versorgungsnetze (medizinische und pflegerische Betreuung, Waren des täglichen Bedarfs), um älteren Bürgerinnen und Bürgern das Verbleiben in ihrem gewohnten Umfeld zu ermöglichen.

· Schaffung von Voraussetzungen für ein auf die ältere Generation zugeschnittenes Wohnumfeld mit barrierefreiem Wohnen, neuen Formen des betreuten Wohnens, generationsübergreifenden Wohnprojekten, der Nähe zum öffentlichen Nahverkehr und gut erreichbaren Begegnungsstätten.

Bei der Verwirklichung dieser Ziele müssen vor Ort Projekte wo immer möglich mit Vereinen, Selbsthilfeverbänden und privaten Trägern gemeinsam realisiert werden.

8. Die Verantwortung der älteren Generation

Ältere Menschen sind in aller Regel willens und in der Lage Verantwortung für sich und andere zu übernehmen. Sie sind mehrheitlich selbständig, aktiv und mobil; an die Zukunft gehen sie realistisch und pragmatisch heran. Ihre Einkommenssituation in Deutschland und ihre gesundheitliche Situation haben sich in den letzten Jahren deutlich verbessert. Je Haushalt gerechnet ist das durchschnittliche verfügbare Einkommen bei Rentnern und Pensionären höher als in den meist größeren Arbeitnehmerhaushalten. Allerdings differiert die finanzielle Situation im Alter viel stärker als in anderen Lebensphasen. Dies ergibt sich aus unterschiedlichen Erwerbsbiographien und der unzureichenden Anrechnung der Erziehungsleistungen bei der Rente. So sind insbesondere Frauen vor allem auch Alleinerziehende bei den niedrigeren Alterseinkommen überproportional vertreten.

Die Menschen werden älter, der Anteil der Älteren an der Gesamtbevölkerung steigt, aber im Durchschnitt bessert sich auch die Gesundheit im letzten Lebensviertel. 70% der Krankheiten im Alter werden durch den Lebensstil im mittleren Erwachsenenalter beeinflusst. Aber auch im Alter ist es nicht zu spät für Vorbeugung, besonders durch gesunde Ernährung und Bewegung.

Die Übernahme von Verantwortung trägt wesentlich zur Gestaltung eines sinnvollen Lebens bei. Ältere Menschen suchen verstärkt Formen von Engagement, die den traditionellen Bereich des sozialen Ehrenamts ergänzen: 

Kultur, künstlerische Aktivitäten, Sport und Bewegung, Interessenvertretung und Politik. Dazu zählt auch eine Stärkung der Seniorenvertretungen in Kommunen und Landkreisen.  

9. Förderung der Beschäftigung Älterer verbessern

Gegenwärtig sind in einer großen Zahl der Betriebe keine Arbeitskräfte über 50 Jahre beschäftigt; ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer werden noch immer mehr oder weniger aus dem Arbeitsleben gedrängt. In Deutschland ist die Erwerbsquote der Altersgruppe von 55 bis unter 65 Jahren mit 40 Prozent deutlich niedriger als in wirtschaftlich und beschäftigungspolitisch erfolgreicheren Staaten. Es ist sowohl ein Gebot der Chancengerechtigkeit als auch im Blick auf den Demografischen Wandel nicht hinnehmbar, ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern nicht aus dem Berufsleben zu drängen.

Wirtschaft, Politik und Arbeitsverwaltung müssen sich der Aufgabe stellen, Vorurteile gegenüber älteren Arbeitnehmern abzubauen. Aktionen wie „50 Plus ‑ Die Können`s“ sind vorbildlich vom Wirtschaftsminister des Landes unterstützt worden.

Die Integration älterer Menschen in den Arbeitsmarkt ist deutlich zu verbessern, d.h. verstärkt ältere Arbeitskräfte einzustellen bzw. weiterzubeschäftigen. Mittel‑ und langfristig ist unsere Wirtschaft darauf angewiesen, dass die ältere Generation stärker als heute den Strukturwandel der Wirtschaft mitgestaltet, denn ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind motiviert und leistungsfähig.

Schwäbisch Hall, den 8. November 2003

